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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 14. März 2000

zur Neuabgrenzung der Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur“ in Deutschland für den Zeitraum vom 1. Januar 2000 bis 31. Dezember

2003 — Westdeutschland und Berlin

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2000) 809)

(Nur der deutsche Text ist verbindlich)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2001/ 272/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten, um die
Vereinbarkeit der Fördergebietskarte mit dem Gemeinsa-
men Markt in Bezug auf die westdeutschen Fördergebiete

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen und die Stadt Berlin zu prüfen.
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 88 Absatz 2 Unterab-
satz 1,

(3) Der Beschluss der Kommission, einen Teil der deutschen
Fördergebietskarte für mit dem Gemeinsamen Marktgestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirt-
vereinbar zu erklären und wegen des anderen Teils dasschaftsraum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1
förmliche Prüfverfahren einzuleiten, wurde im AmtsblattBuchstabe a),
der Europäischen Gemeinschaften (3) veröffentlicht. Die Kom-
mission hat die Beteiligten zur Äußerung zu dem zweiten

nach Aufforderung der Beteiligten zur Äußerung gemäß den Teil des Beschlusses aufgefordert.
oben genannten Artikeln (1) und unter Berücksichtigung dieser
Stellungnahmen,

(4) Die Kommission erhielt fünf Stellungnahmen. Diese
sind Deutschland zugeleitet worden, das mit Fax vomin Erwägung nachstehender Gründe:
21. Januar 2000 hierzu seine Bemerkungen abgegeben
hat.

I. VERFAHREN (5) Eine schriftliche Stellungnahme Deutschlands ging am
17. September 1999 ein. Am 2. Februar 2000 wurden
ergänzende Angaben und Bemerkungen übermittelt.(1) Am 30. März 1999 sandte Deutschland ein zwölfseitiges
Gespräche zwischen Vertretern der Kommission undFax und kündigte an, auf dem Postweg zwei Anlagen
Deutschland fanden am 12., 18. und 23. November 1999zur Anmeldung der deutschen Fördergebietskarte (2) zu
in Brüssel und am 2. Dezember 1999 in Berlin statt.übermitteln. Die Anlagen wurden vom Generalsekretariat

am 23. April 1999 registriert. Anlässlich einer Sitzung
am 11. und 12. Mai 1999 in Bonn erhielt die Kommission
mündliche Erklärungen und forderte ergänzende schriftli-

II. AUSFÜHRLICHE BESCHREIBUNG DER VON DEUTSCH-che Informationen an. Daraufhin übersandte Deutschland
LAND GEMÄSS ARTIKEL 87 ABSATZ 3 BUCHSTABE C)am 19. Mai 1999 Klarstellungen zu der Anmeldung.
EG-VERTRAG VORGESCHLAGENEN FÖRDERGEBIETE

(2) Mit Schreiben vom 17. August 1999 teilte die Kommis-
(6) Nach deutschem Recht muss der im Rahmen des Gesetzession Deutschland ihren Beschluss mit, die nach Artikel 87

über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio-Absatz 3 Buchstabe a) EG-Vertrag vorgeschlagenen Regio-
nalen Wirtschaftsstruktur“ (nachstehend „Gemeinschafts-nen (die fünf neuen Bundesländer — Beihilfesache
aufgabe“) eingesetzte Planungsausschuss darüber ent-N 195/99) und die jeweilige Beihilfehöchstintensität für
scheiden, welche Gebiete nach welchen Ausnahme-mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu erklären, aber
bestimmungen des EG-Vertrags für Regionalbeihilfen inin der Beihilfesache C 47/99 das Verfahren nach
Betracht kommen. Ein solcher Beschluss erging am
25. März 1999 und wurde der Kommission am 23. April
1999 notifiziert.(1) ABl. C 340 vom 27.11.1999, S. 8.

(2) Eine Definition der „Fördergebietskarte“ wird in Ziffer 5.1. der
Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung gege-
ben (ABl. C 74 vom 10.3.1998, S. 9). (3) ABl. C 340 vom 27.11.1999, S. 8.
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(7) In Bezug auf die nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a) Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag vorgeschlagen
sind und die ein höheres Pro-Kopf-Bruttoinlandspro-EG-Vertrag vorgeschlagenen fünf neuen Bundesländer

Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen und dukt/Kaufkraftstandard und eine niedrigere Arbeits-
losenrate als der Gemeinschaftsdurchschnitt aufwei-Mecklenburg-Vorpommern sowie die jeweilige Beihil-

fehöchstintensität für den Zeitraum 1. Januar 2000 — sen und die nicht an eine a-Förderregion angrenzen.
31. Dezember 2003 wurde der Beschluss vom 25. März
1999 für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar erklärt. 6. Zweifel, ob die drei Regionen Kronach, Hersfeld-
Bezüglich der nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) Rotenburg und Göttingen sowie Passau und Wunsie-
EG-Vertrag vorgeschlagenen Fördergebiete wurde das del von Deutschland auf Grundlage der Ausnahme-
förmliche Prüfverfahren gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG- bestimmungen in Randnummer 4.8 Absatz 4 der
Vertrag und Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EG) Leitlinien notifiziert wurden.
Nr. 659/1999 des Rates (4) eingeleitet;

7. Zweifel, ob das Prinzip der Modulation, wie in
Randnummer 4.8 Absatz 5 der Leitlinien niederge-

(8) Bei der Einleitung des Verfahrens äußerte die Kommission legt, eingehalten wurde.
aus folgenden Gründen Zweifel an der Vereinbarkeit der
Anmeldung mit dem Gemeinsamen Markt:

(9) Die vorliegende Kommissionsentscheidung bezieht sich
ausschließlich auf die Fördergebiete und zulässigen Beihil-1. Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit mit den
fehöchstintensitäten, die unter die Ausnahmebestimmun-Randnummern 3.10.1 und 3.10.2 der Leitlinien
gen des Artikels 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertragfür staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung
fallen und in der im förmlichen Prüfverfahren übermittel-(nachstehend: Leitlinien), da nicht klar und ausführ-
ten geänderten Fassung des deutschen Vorschlags aufge-lich dargestellt wird, welche Methodik auf gemäß
führt sind.Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag vorge-

schlagene Gebiete angewandt wird. Die Kommission
bittet Deutschland, die Methodik, die auf Regionen

a) Homogene geographische Messeinheitgemäß Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag
Anwendung findet und alle damit zusammenhän-
genden Aspekte zu beschreiben.

(10) In Übereinstimmung mit Randnummer 3.10.3 erster
Gedankenstrich der Leitlinien schlägt Deutschland den2. Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit mit Rand- Begriff „Arbeitsmarktregion“ vor. Dieser Begriff wird alsnummer 3.10.3 erster Gedankenstrich der Leitlinien, statistische Messeinheit verwendet und bezeichnet eherinsofern als Gemeinden, die nicht Teil von gemäß einen funktionalen Wirtschaftsraum als eine administrati-Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag vorge- ve Einheit. Deutschland hat sich für die Arbeitsmarktre-schlagenen Arbeitsmarktregionen sind, Regionalbei- gion anstelle der NUTS-III-Ebene als homogene geogra-hilfe erhalten können (siehe auch Anhang zu dieser phische Messeinheit entschieden.Entscheidung).

3. Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit mit Rand- (11) Begründet wird diese Wahl damit, dass die zu bewältigen-
nummer 3.10 Absatz 2 der Leitlinien, da Deutsch- den wirtschaftlichen Problemlagen im Allgemeinen nicht
land einen Fördergebietsbevölkerungshöchstsatz für mit administrativen Grenzziehungen übereinstimmen.
c-Regionen von 23,4 % seiner Gesamtbevölkerung Darüber hinaus seien die ausgewählten Indikatoren (vgl.
ansetzt. Daher geht die Kommission davon aus, dass Randnummer 12) schwer zu ermitteln und würden ein
der von Deutschland notifizierte Plafond über das verzerrtes Bild ergeben, wenn sie auf NUTS-III-Ebene
im gemeinsamen Interesse akzeptable Niveau hin- übertragen würden. Deutschland habe sich für eine
ausgeht, welcher zum derzeitigen Stand nicht für geographische Messeinheit entschieden, die der wirt-
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar erklärt schaftlichen Realität — Pendlerverflechtungen und Er-
werden kann. reichbarkeit der Arbeitsstätten — am ehesten gerecht

werde. Im Idealfall stelle diese geographische Einheit eine
funktional verflochtene Arbeitsmarktregion mit maxima-4. Da die Stadt Berlin nicht eindeutig als Gebiet gemäß
ler Binnenverflechtung und möglichst geringer Außen-Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a) oder Buchstabe c)
verflechtung dar. Eine Arbeitsmarktregion sei zumindestEG-Vertrag definiert wird, hat die Kommission keine
genauso groß, in der Regel größer als ein Gebiet derandere Wahl, als Zweifel an ihrem Status anzumel-
NUTS-III-Ebene.den.

5. Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit mit Rand-
b) Methodik und Indikatorennummer 4.8 Absatz 4 der Leitlinien, da die regiona-

len Beihilfeintensitäten in jenen Arbeitsmarktregio-
nen nicht beachtet wurden, die unter Artikel 87

(12) Um die Rangordnung der Arbeitsmarktregionen in West-
deutschland zu erstellen, wird ein synthetischer Indikator
verwendet, der sich auf die folgenden vier gewichteten
Teilindikatoren stützt:(4) ABl. L 83 vom 27.3.1999, S. 1.
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e) Beihilfeintensitäten
Indikator Gewichtung

(16) Im Verlauf des förmlichen Prüfverfahrens meldete
Durchschnittliche Arbeitslosenquote 40 % Deutschland folgende Förderhöchstsätze für westdeut-
1996—1998 sche Arbeitsmarktregionen an, die für eine Ausnahmere-

gelung nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-VertragEinkommen der sozialversicherungspflichti- 40 % vorgeschlagen werden:gen Beschäftigten pro Kopf im Jahr 1997
28 % (brutto) für kleine und mittlere Unternehmen und

Infrastrukturindikator 10 %
18 % (brutto) für große Unternehmen.

Erwerbstätigenprognose bis 2004 10 %

(17) Künftig soll in dem Rahmenplan (vgl. Teil II Randnum-
mer 2.5.1 in Verbindung mit Fußnote 11) ausdrücklich

(13) Anhand dieser Indikatoren soll ein genaues Bild davon vorgesehen werden, dass die in Randnummer 16 genann-
ermittelt werden, welche regionalen Probleme in West- ten Beihilfeintensitäten weder die in dem Plan festgelegten
deutschland bestehen und welche Gebiete einer Regio- Brutto-Fördersätze noch die von der Kommission in
nalförderung bedürfen. Die nach dem synthetischen Nettosubventionsäquivalent (NSÄ) genehmigte Beihil-
Indikator strukturschwächste Region kommt auf fehöchstintensität überschreiten dürfen.
Rangplatz 1 und die anderen sind in aufsteigender
Reihenfolge geordnet.

(18) Für Berlin meldete Deutschland folgende Förder-
höchstsätze an:

43 % (brutto) für kleine und mittlere Unternehmen undc) Die Arbeitsmarktregion Berlin
28 % (brutto) für große Unternehmen.

(14) Die Arbeitsmarktregion Berlin besteht aus der Stadt Berlin
f) Möglichkeit der Kumulierungund dem Umland, das zum Land Brandenburg gehört

und Berlin ganz umschließt. Brandenburg erfüllt die
Förderkriterien des Artikels 87 Absatz 3 Buchstabe a) EG- (19) Künftig soll in dem Rahmenplan (Teil II Randnum-
Vertrag und wurde von der Kommission als ein solches mer 2.5.1 in Verbindung mit Fußnote 11) ausdrücklich
Fördergebiet anerkannt. Daher hat Deutschland nur die vorgesehen werden, dass die höchstzulässigen Beihilfein-
Stadt Berlin als Gebiet gemäß Artikel 87 Absatz 3 tensitäten auch im Falle einer Kumulierung weder die im
Buchstabe c) EG-Vertrag vorgeschlagen, obwohl es sich Rahmenplan festgelegten Brutto-Fördersätze noch die
verpflichtet, die gesamte Arbeitsmarktregion so zu behan- von der Kommission in NSÄ genehmigten Beihil-
deln, als wäre es in Gänze ein Fördergebiet nach Artikel 87 fehöchstintensitäten überschreiten dürfen.
Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag. Deutschland erklärt,
dass dies bedeutet, dass im brandenburgischen Umland
von Berlin die Fördermöglichkeiten nicht voll aus-
geschöpft (5) werden. III. STELLUNGNAHMEN VON BETEILIGTEN

(20) Der Kommission gingen fünf Stellungnahmen von Betei-
ligten zu. Bei allen fünf Stellungnahmen, die von betroffe-d) Verzeichnis der Fördergebiete und Bevölke-
nen Bundesländern und Regionen eingereicht wurden,rungshöchstgrenze
geht es um den so genannten Fördergebietsaustausch (8).
Die vorgebrachten Argumente lasen sich wie folgt zusam-
menfassen:(15) Im Laufe des Prüfverfahrens hat Deutschland am

2. Februar 2000 eine Liste mit 41 Arbeitsmarktregionen
einschließlich der Stadt Berlin eingereicht (vgl. An- (21) Es wird darauf verwiesen, dass die Kommission bis
hang) (6). Mit 14 546 097 Einwohnern entsprechen diese zum Erlass der Leitlinien einen Fördergebietsaustausch
Gebiete einem Anteil von 17,7 % der deutschen Gesamt- akzeptiert hat und Gebiete oder Gemeinden, die an
bevölkerung (7) und werden von Deutschland als Gebiete regionale Fördergebiete im Sinne des Artikels 87 Absatz 3
mit höchster regionalpolitischer Priorität eingestuft. Buchstaben a) und c) EG-Vertrag angrenzen, mit dem

Problem unterschiedlicher Beihilfeintensitäten konfron-
tiert werden.

(5) Stellungnahme Deutschlands zu dem Beschluss über die Einleitung
des förmlichen Prüfverfahrens, Fax vom 17. September 1999,
S. 10. (8) Vgl. Ziffern 12 und 38 des Beschlusses über die Einleitung des

förmlichen Prüfverfahrens, ABl. C 340 vom 27.11.1999, S. 8;(6) Die ursprünglich notifizierte Liste führte 60 Arbeitsmarktregionen
auf und umfasste einen Anteil von 23,4 % der deutschen darin wird ausgeführt, dass Deutschland einige Gemeinden aus den

vorgeschlagenen Arbeitsregionen herausgenommen und durchGesamtbevölkerung.
(7) Die deutsche Gesamtbevölkerung wird nach den Angaben vom Gemeinden ersetzt hat, die nicht zu einer vorgeschlagenen Arbeits-

marktregion gehören.31. Dezember 1997 auf 82 057 379 beziffert.
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(22) Ferner wird die Ansicht geäußert, die von der Kommission (28) Bezüglich der Bevölkerungshöchstgrenze hält Deutsch-
land daran fest, dass 23,4 % der gesamtdeutschen Bevölke-in ihrem Beschluss über die Einleitung des förmlichen

Prüfverfahrens erhobenen Bedenken zum Fördergebiets- rung für Fördergebiete nach Artikel 87 Absatz 3 Buchsta-
be c) EG-Vertrag in Betracht kommen sollten und bedau-austausch hätten dazu geführt, dass diese Gebiete aus der

Gemeinschaftsaufgabe herausgenommen würden. Ebenso ert, dass die Kommission auf der am 21. Januar 1999
festgesetzten Bevölkerungshöchstgrenze besteht. Obwohlwird bemerkt, dass die Kommission auch in Gebieten

tätig werden sollte, denen im Rahmen der Gemeinschafts- weiterhin die Auffassung vertreten wird, die Bevölke-
rungshöchstgrenze für Deutschland (siehe Kommissions-aufgabe nicht mehr der Status einer Arbeitsmarktregion

zuerkannt wird, wenn entsprechende sozioökonomische entscheidungen, die Deutschland mit Schreiben vom
24. Februar 1998 (SG(98) D/1670) und 30. DezemberDaten vorliegen.
1998 (SG(98) D/12384) mitgeteilt wurden) sei in Verlet-
zung des Grundsatzes der Gleichbehandlung festgelegt

(23) In einer Stellungnahme heißt es, der Fördergebiets- worden, hat es im Verlauf der förmlichen Prüfverfahrens
austausch würde den Ländern die Möglichkeit geben, von ein geändertes Fördergebietsverzeichnis (Anhang) vorge-
den bundesweit festgelegten Kriterien abzuweichen und legt, das die von der Kommission festgelegte Bevölke-
spezifische Strukturprobleme flexibel anzugehen. In die- rungshöchstgrenze respektiert. Die Regionalförderung sei
sem Zusammenhang wird das Argument der Subsidiarität für den notwendigen Strukturwandel in Deutschland von
angeführt. Die Länder sollten bei der Auswahl der Gebiete größter Bedeutung (9). Deshalb ändere Deutschland aus
anhand eigener Kriterien mitwirken können. rein praktischen Gründen die Regionalförderkarte ab,

halte jedoch an seiner Auffassung zur Bevölkerungs-
höchstgrenze fest.

IV. BEMERKUNGEN DEUTSCHLANDS ZU DEN
STELLUNGNAHMEN DER BETEILIGTEN (29) Inwieweit die Stadt Berlin als regionales Fördergebiet in

Betracht kommt, wird unter den Randnummern 14 und
44 bis 47 untersucht.

(24) Die Bemerkungen Deutschlands zu den Stellungnahmen
Dritter können wie folgt zusammengefasst werden:
Deutschland verweist erneut darauf, dass der Förderge- (30) Die Frage der Beihilfeintensität für Regionen, die ein
bietsaustausch regionalpolitisch äußerst wichtig ist. Es höheres BIP/KKS und eine niedrigere Arbeitslosenquote
gehe ausschließlich um außergewöhnliche wirtschaftliche als der Gemeinschaftsdurchschnitt aufweisen und nicht
Problemlagen, die mit der für die Gemeinschaftsaufgabe an ein Fördergebiet im Sinne von Artikel 87 Absatz 3
entwickelten Methodik nicht bewältigt werden könnten. Buchstabe a) EG-Vertrag angrenzen bzw. Regionen, die
Außerdem seien einige Strukturprobleme in jüngster Zeit an Gebiete im Sinne des Artikels 87 Absatz 3 Buchstabe a)
aufgetreten und würden von den Indikatoren nicht erfasst. EG-Vertrag angrenzen, wird unter den Randnummern 57,
Ein Fördergebietsaustausch sei auch nötig, um das Förder- 58, 61 und 62 behandelt.
gefälle im grenznahen Bereich abzubauen. Abschließend
erklärt Deutschland, der Fördergebietsaustausch werde
zwar nicht durch den Wortlaut der Leitlinien abgedeckt, (31) Bezüglich des Modulationsprinzips wird auf die Rand-
entspreche aber ihrem Geist. Aus rein praktischen nummern 67 und 68 verwiesen.
Gründen werde die Regionalförderkarte abgeändert, ohne
dass Deutschland seine Auffassung zu dem Fördergebiets-
austausch als Instrument für die Auswahl förderfähiger (32) Bezüglich der Kumulationsregeln wird auf die Randnum-
Gebiete ändere. mern 64 ff. verwiesen.

V. BEMERKUNGEN DEUTSCHLANDS ZUR EINLEITUNG
VI. WÜRDIGUNGDES FÖRMLICHEN PRÜFVERFAHRENS

(33) Deutschland hat die Fördergebietskarte am 23. April(25) Das förmliche Prüfverfahren ist in Bezug auf acht Punkte
1999 angemeldet. Die Kommission hat die Förderge-eingeleitet worden (vgl. Randnummer 8).
bietskarte für den Zeitraum 1. Januar 2000 bis 31. De-
zember 2003 für die Regionen genehmigt, die unter
Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a) EG-Vertrag fallen.(26) Bezüglich der Methodik wird in den Randnummern

12, 13, 41, 42 und 43 die Auffassung Deutschlands
beschrieben und die Bewertung durch die Kommission
erläutert. (34) Die vorliegende Entscheidung genehmigt die Förderge-

bietskarte für den Zeitraum vom 1. Januar 2000 bis
31. Dezember 2003 für die Regionen, die unter Artikel 87

(27) Die deutschen Bemerkungen zum Fördergebietsaustausch
sind in Randnummer 24 enthalten; die diesbezügliche
Antwort der Kommission wird in Randnummer 69 ff. (9) Stellungnahme Deutschlands zu dem Beschluss über die Einleitung

des förmlichen Prüfverfahrens, Fax vom 2. Februar 2000, S. 2.ausgeführt.
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Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag fallen, sofern Deutsch- b) Methodik und Indikatoren
land die in Artikel 2 genannten Bedingungen und Aufla-
gen erfüllt. Beide Entscheidungen zusammen bilden die
deutsche Fördergebietskarte, wie in Randnummer 5.1 der

(41) Gemäß den Randnummern 3.10.1 und 3.10.2 der Leitli-Leitlinien definiert.
nien müssen die Methodik und die Indikatoren für die im
Sinne von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag
vorgeschlagenen Gebiete verschiedene Voraussetzungen

(35) Die in Bezug auf die Gebiete nach Artikel 87 Absatz 3 erfüllen.
Buchstabe c) EG-Vertrag geänderte Anmeldung Deutsch-
lands vom 2. Februar 2000 wird gemäß Artikel 87
Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag und insbesondere unter
Berücksichtigung der Leitlinien geprüft. (42) Deutschland legt seine Methode klar und ausführlich dar,

so dass die Kommission deren Vorteile bewerten kann.
Jeder Indikator wird anhand zuverlässiger statistischer
Quellen erstellt. Arbeitslosigkeit, Einkommen, Infrastruk-

a) Homogene geographische Messeinheit tur und Beschäftigung bis 2004 können als relevant für
die Prüfung der sozioökonomischen Gegebenheiten einer
Arbeitsmarktregion angesehen werden. Alle Indikatoren

(36) Gemäß Randnummer 3.10.3 erster Gedankenstrich der basieren auf Statistikreihen, die sich auf mindestens drei
Leitlinien müssen die im Sinne von Artikel 87 Absatz 3 Jahre vor der Anmeldung erstrecken oder werden aus der
Buchstabe c) EG-Vertrag vorgeschlagenen Gebiete der zuletzt durchgeführten Erhebung abgeleitet, sofern die
NUTS-III-Ebene entsprechen oder in begründeten Fällen einschlägigen Statistiken nicht auf Jahresbasis vorliegen.
einer anderen homogenen geographischen Messeinheit. Der vierte Indikator beruht auf einer statistischen Projek-
Jeder Mitgliedstaat kann nur eine geographische Messein- tionsmethode, bei der Daten aus Zeitreihen herangezogen
heit benutzen. werden, die sich zumindest auf die drei vorhergehenden

Jahre beziehen.

(37) Wie unter Randnummer 11 beschrieben, rechtfertigt
Deutschland seine Abweichung von der NUTS-III-Ebene (43) Mit Hilfe objektiver Teilindikatoren können die sozioöko-damit, dass die regionalen Wirtschaftsprobleme in nomischen Ungleichgewichte in den betreffenden Regio-Deutschland auf dieser Ebene nicht angemessen wiederge- nen ermittelt werden. Daher geht die Kommission davongeben werden. aus, dass Deutschland alle in den Randnummern 3.10.1

und 3.10.2 der Leitlinien festgelegten Voraussetzungen
erfüllt.

(38) Die Kommission stellt fest, dass Eurostat die NUTS-III-
Ebene für die Erfassung regionaler Statistiken in der
Gemeinschaft verwendet. Die Abgrenzung basiert nahezu
ausschließlich auf administrativen Grenzziehungen, wie c) Die Arbeitsmarktregion Berlin
sie die verschiedenen Mitgliedstaaten Eurostat mitgeteilt
haben. In Deutschland entspricht die NUTS-III-Ebene
der Verwaltungsebene eines Kreises. Unter statistischen
Gesichtspunkten sind bei einem Vergleich der (44) Als eigenständiges Bundesland entspricht die Stadt Berlin
15 Mitgliedstaaten dies sowohl auf die Bevölkerung als gleichzeitig den statistischen Messeinheiten NUTS I, II
auch die geographische Ausdehnung bezogen kleine und III. Berlin bildet zusammen mit dem Umland, das
Einheiten. zum Land Brandenburg gehört, eine Arbeitsmarktregion.

Die NUTS-II-Region Brandenburg erfüllt die Freistellungs-
voraussetzungen des Artikels 87 Absatz 3 Buchstabe a)
EG-Vertrag, was von der Kommission anerkannt wird.(39) Daher verwendet Deutschland ein Konzept, das — vergli-

chen mit der NUTS-III-Ebene — einen größeren geogra-
phischen Raum und eine höhere Einwohnerzahl abdeckt.
Alle Arbeitsmarktregionen bestehen aus einer oder meh-

(45) Deutschland argumentiert, es wäre ungerecht, wenn diereren NUTS-III-Regionen. Die Grundidee sind funktionale
Stadt Berlin nicht nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c)Wirtschaftsräume, die durch Pendlerverflechtungen und
EG-Vertrag vorgeschlagen werden könnte, weil ein TeilErreichbarkeitsanalysen definiert sind. Nach deutscher
der Arbeitsmarktregion die sozioökonomischen KriterienAuffassung geben die so erhaltenen statistischen Einheiten
für die Einstufung als a-Fördergebiet erfüllt.die regionalen Problemlagen, die durch regionalpolitische

Maßnahmen bewältigt werden müssen, am besten wieder.

(46) Die Kommission erkennt die besondere geographische
Lage der Stadt Berlin an. Deutschland verpflichtet sich(40) Die Kommission akzeptiert, dass Deutschland die Arbeits-

marktregionen als homogene geographische Messeinheit in jedem Fall, die ganze Arbeitsmarktregion Berlin als
Fördergebiet im Sinne des Artikels 87 Absatz 3 Buchsta-verwendet und erklärt dies mit Randnummer 3.10.3

erster Gedankenstrich der Leitlinien vereinbar. be c) EG-Vertrag zu behandeln. Dies bedeute, dass
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die Fördermöglichkeiten im brandenburgischen Umland entsprechen mit 14 546 097 Einwohnern einem Anteil
von 17,7 % der deutschen Gesamtbevölkerung undnicht voll ausgeschöpft würden (10). Wie die Kommission

feststellt, beinhaltet diese Zusage, dass die Beihilfeinten- können für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar
erklärt werden.sitäten in den Teilen Brandenburgs, die zur Arbeitsmarkt-

region Berlin gehören, die für die Stadt Berlin genehmig-
ten Fördersätze nicht überschreiten dürfen und keine

(51) Gemäß Randnummer 3.10.3 dritter Gedankenstrich derBetriebsbeihilfe gewährt werden kann.
Leitlinien ist das Verzeichnis der Gebiete anhand der
gewählten Indikatoren zu ordnen. Die vorgeschlagenen

(47) Aufgrund dieser Überlegungen kommt die Kommission Gebiete müssen in Bezug auf einen in der Methode
zu dem Schluss, dass die Stadt Berlin unter die Ausnahme- verwendeten Indikator erhebliche Abweichungen (halbe
bestimmungen des Artikels 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG- Standardabweichung) gegenüber dem Durchschnitt der
Vertrag fällt. in den potenziell unter Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c)

EG-Vertrag fallenden Gebiete in Deutschland aufweisen.

d) Verzeichnis der Fördergebiete, Bevölkerungs-
höchstgrenze und Standardabweichung (52) Die Kommission hat die Rangordnung und die vor-

geschriebene Abweichung überprüft und kommt zu dem
Schluss, dass dieses Kriterium in Bezug auf den Anhang

(48) Die ursprüngliche Notifizierung des Fördergebietsver- erfüllt ist.
zeichnisses stand nicht im Einklang mit den Leitlinien
und den von der Kommission festgesetzten Fördergebiets-
bevölkerungshöchstgrenzen. Die Bevölkerungshöchst- (53) Die von Deutschland vorgelegte Liste der Fördergebiete,
grenze wurde überschritten (vgl. Randnummer 44 des die in Anlage zu dieser Entscheidung wiedergegeben ist,
Beschlusses über die Einleitung des Verfahrens), und kann demnach gemäß Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c)
Deutschland hat den Grundsatz einer einzigen, homoge- EG-Vertrag als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar
nen geographischen Messeinheit nicht eingehalten, da ein angesehen werden.
Fördergebietsaustausch praktiziert wurde (vgl. Randnum-
mer 38 dieses Beschlusses).

(54) Weiterhin hält es die Kommission für notwendig, dass
Deutschland auf nationaler Ebene Maßnahmen einführt,

(49) Um die Anmeldung in Einklang mit den Leitlinien zu die ganz klar jene Gebiete, die unter Artikel 87 Absatz 3
bringen, übermittelte Deutschland im Laufe des Prüfver- Buchstabe a) EG-Vertrag fallen, von jenen Gebieten, die
fahrens ein Verzeichnis von Gebieten, das auf den von der unter Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag fallen,
Kommission festgelegten Bevölkerungsplafond reduziert abgrenzen und die klar feststellen, dass nur diese Gebiete
wurde und dem Grundsatz einer einzigen, homogenen berechtigt sind, eine Regionalförderung im Sinne dieser
geographischen Messeinheit entspricht. Leitlinien zu erhalten. Aus diesem Grund erachtet es die

Kommission als sinnvoll, eine diesbezügliche Bedingung
in die vorliegende Entscheidung aufzunehmen.(50) Bei der Auswahl der Gebiete für den Anhang hat Deutsch-

land keinen Gebietsaustausch praktiziert. Darüber hinaus
wird die für Deutschland festgelegte Bevölkerungs-

e) Beihilfeintensitätenhöchstgrenze eingehalten: Die Kommission hat am 21. Ja-
nuar 1999 die nationalen Fördergebietsbevölkerungs-
höchstgrenzen im Rahmen der Ausnahmebestimmungen

(55) Randnummer 3.10 der Leitlinien verlangt von den Mit-des Artikels 87 Absatz 3 Buchstaben a) und c) EG-Vertrag
gliedstaaten, die relativen Beihilfeintensitäten in denfür den Zeitraum 2000 bis 2006 veröffentlicht (ABl.
c-Fördergebieten im Einklang mit den Randnummern 4.8C 16, S. 5). Deutschland wurde mit Schreiben vom
und 4.9 der Leitlinien mitzuteilen. Nach Randnummer 4.830. Dezember 1998 (SG(98) D/12384) davon in Kenntnis
Absatz 2 der Leitlinien darf die Beihilfeintensität imgesetzt. Die Bevölkerungshöchstgrenze für Deutschland
Prinzip 20 % NSÄ nicht überschreiten. Hat das vorge-beläuft sich demnach auf 34,9 %, sie gilt für das gesamte
schlagene c-Fördergebiet auf NUTS-II-Ebene sowohl einBundesgebiet und erfasst die unter Artikel 87 Absatz 3
höheres Pro-Kopf-BIP (in KKS) als auch eine niedrigereBuchstaben a) und c) EG-Vertrag fallenden Regionen. In
Arbeitslosenquote als der entsprechende Gemeinschafts-der Notifizierung vom 23. April 1999 hat Deutschland
durchschnitt, sieht Randnummer 4.8 Absatz 4 der Leitli-17,16 % seiner Gesamtbevölkerung für die Ausnahme-
nien eine Reduzierung der Höchstbeihilfeintensität aufbestimmungen des Artikels 87 Absatz 3 Buchstabe a) EG-
10 % NSÄ vor. In Ausnahmefällen kann in Gebieten mitVertrag vorgeschlagen; dies wurde von der Kommission
einer Regionalbeihilfeintensität von 10 % NSÄ (der NUTS-für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar erklärt. Somit
III-Ebene oder kleiner), die an Gebiete im Sinne vonverfügt Deutschland über eine Bevölkerungshöchstgrenze
Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a) angrenzen, gemäßvon 17,7 % für die Fördergebiete nach Artikel 87 Absatz 3
Randnummer 4.8, Absatz 4 der Leitlinien eine maximaleBuchstabe c) EG-Vertrag. Die vorgeschlagenen Gebiete
Förderintensität von 20 % NSÄ genehmigt werden. Nach
Randnummer 4.9 der Leitlinien können zusätzlich für
KMU — außer für Unternehmen des Verkehrssektors(10) Stellungnahme Deutschlands zu dem Beschluss über die Einlei-
— Zuschläge von 10 Brutto-Prozentpunkten gewährttung des förmlichen Prüfverfahrens, Fax vom 17. September

1999, S. 10. werden.
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(56) Deutschland notifiziert für die Fördergebiete in West- den Leitlinien festgelegten Höchstsatz, da in der Fußno-
te 11 zu Randnummer 2.5.1 Teil II des Rahmenplansdeutschland 28 % (brutto) für KMU und 18 % (brutto) für

große Unternehmen und für die Förderregion Berlin nicht ausdrücklich auf Berlin Bezug genommen wird.
Folglich können die Beihilfeintensitäten für die Stadt43 % (brutto) für KMU und 28 % (brutto) für große

Unternehmen (vgl. Randnummern 16 und 18). Berlin nur als mit den Leitlinien vereinbar angesehen
werden, wenn folgende NSÄ-Sätze nicht überschritten
werden:

(57) Bei einem Vergleich zwischen dem Schreiben der Kom-
mission an Deutschland vom 30. Dezember 1998 (SG(98) — 20 % NSÄD/12384) und dem Verzeichnis der Regionen im Anhang zuzüglich 10 % brutto für KMU.zeigt sich, dass folgende NUTS-III-Gebiete sowohl ein
höheres Pro-Kopf-BIP/KKS als auch eine niedrigere Ar-
beitslosenquote als der Gemeinschaftsdurchschnitt auf-

(63) Deutschland erfüllt das Kriterium, dass für KMU desweisen und nicht an Gebiete im Sinne des Artikel 87
Verkehrssektors keine Zuschläge gewährt werden, da derAbsatz 3 Buchstabe a) EG-Vertrag angrenzen: Hameln-
Rahmenplan generell keine Anwendung auf Verkehrsun-Pyrmont, Stadt Hof und Stadt Passau.
ternehmen findet:

(58) Unter die Ausnahmebestimmungen in Randnummer 4.8
Absatz 4 der Leitlinien fallen folgende im Anhang f) Kumulierungsmöglichkeiten
vorgeschlagene Gebiete: Wunsiedel, Hersfeld-Rotenburg,
Göttingen und die Stadt Berlin.

(64) Randnummer 4.18 der Leitlinien sieht vor, dass die
Regionalförderhöchstintensität, ausgedrückt in NSÄ, sich(59) Deutschland legt dar, dass die Beihilfeintensitäten auf-
auf den gesamten Beihilfebetrag bezieht, unabhängiggrund landesspezifischer Gegebenheiten nicht in NSÄ,
davon, ob die regionale Beihilfe von lokalen, regionalen,sondern nur als Bruttowert angeben werden. Doch ver-
nationalen oder gemeinschaftlichen Einrichtungenpflichte sich Deutschland, die Bruttobeihilfeintensitäten
gewährt wird. Diese Regel gewährleistet, dass sich Regio-einzuhalten und akzeptiere, dass die Kommission aus
nalbeihilfen, wann immer sie einem UnternehmenGründen der Vergleichbarkeit zwischen den Mitgliedstaa-
gewährt werden, auf dieselben förderfähigen Kostenten die Beihilfehöchstintensitäten in NSÄ genehmigt.
beziehen, der Beihilfewert zusammengerechnet werdenDa das Nettosubventionsäquivalent keinesfalls mit dem
muss und den Beihilfehöchstsatz einer Region nichtBruttowert einer bestimmten Beihilfe gleichgesetzt wer-
überschreiten darf. Randnummer 4.20 der Leitlinienden darf, kommt die Kommission nicht umhin, die
bezieht sich auf die Kumulierung mit Beihilfen andererBeihilfehöchstintensitäten der deutschen Förderge-
Zweckbestimmung. In diesem Fall ist der günstigerebietskarte in NSÄ zu genehmigen, auch wenn in der
Fördersatz ausschlaggebend (11).Anmeldung die Bruttowerte angegeben sind. Die KMU-

Zuschläge werden in Brutto ausgedrückt.

(65) In Teil II Ziffer 2.5.1 des Rahmenplans sieht Deutschland
die Kumulierung von Regionalbeihilfen vor. In Verbin-(60) Für diejenigen Fördergebiete, für die nach den Leitlinien
dung mit Fußnote 11 zu Randnummer 2.5.1 des Rah-eine Beihilfehöchstintensität von 10 % NSÄ gilt, wird in
menplans regelt diese Bestimmung ausdrücklich, dassdem betreffenden Rahmenplan (Fußnote 11 zu Randnum-
die zulässigen Höchstintensitäten, auch im Falle einermer 2.5.1 in Teil II) klargestellt, dass die NSÄ-Obergrenze
Kumulierung mit anderen Fördermitteln, weder den imnicht überschritten werden darf.
Rahmenplan festgelegten Bruttofördersatz noch die von
der Kommission in NSÄ genehmigten maximalen Beihil-

(61) Die Kommission kommt zu dem Schluss, dass in West- feintensitäten überschreiten dürfen.
deutschland folgende Beihilfehöchstintensitäten mit den
Leitlinien vereinbar sind:

(66) Wie unter Randnummer 62 ausgeführt, findet Fußnote 11
— In den Gebieten Hameln-Pyrmont, Stadt Hof, Stadt keine Anwendung auf die Stadt Berlin. Daher stehen die

Passau Kumulierungsregeln nicht im Einklang mit den Leitlinien.
Wenn der innerstaatliche Rechtsrahmen klar festlegt, dass

— 10 % NSÄ die Beihilfehöchstintensitäten von 20 % NSÄ und 20 %
zuzüglich 10 % brutto für KMU. NSÄ zuzüglich 10 % brutto bei KMU auch im Falle einer

Kumulierung von Regionalbeihilfen eingehalten werden,
— Für die übrigen westdeutschen Fördergebiete, mit kann die Kommission die Kumulierungsregeln als mit

Ausnahme der Stadt Berlin: den Leitlinien vereinbar ansehen.

— 18 % NSÄ
zuzüglich 10 % brutto für KMU. (11) Zu beachten ist, dass Deutschland in der Anmeldung des

29. Rahmenplans (siehe N 767/99) die Regeln für die Kumulie-
rung von Regionalbeihilfen mit Beihilfen anderer Zweckbestim-

(62) Die Brutto-Beihilfeintensitäten für die Stadt Berlin mung festlegt. Daher wird dieser Aspekt im Rahmen der unter
der Nummer N 767/99 registrierten Anmeldung gehandelt.(43/28 %, vgl. Randnummer 58) überschreiten den in
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g) Modulationsprinzip meinden) und nur einen geringen Prozentsatz der Bevöl-
kerung (2 %) betrifft“ und dass ein derartiger „Austausch
nur dazu beiträgt, die Auswirkungen abzumildern, die
sich durch das Nebeneinanderbestehen unterschiedlich

(67) Die Kommission akzeptiert das Argument Deutchlands, geförderter Regionen ergeben“, lassen lediglich den
dass, mit Ausnahme der Stadt Berlin, die deutschen Schluss zu, dass es sich um einen weniger gravierenden
Förderhöchstsätze unterhalb der in den Leitlinien festge- Verstoß gegen Randnummer 3.10 der Leitlinien handelt.
legten Obergrenzen liegen. Unterhalb dieser Obergrenze
nimmt Deutschland eine weitere Differenzierung vor
(vgl. Randnummer 61). Diese Abstufung und die Tatsa-

(73) Das Argument Deutschlands, der Verstoß gegen denche, dass die in der Fördergebietskarte festgelegten
Wortlaut der Leitlinien sei damit zu rechtfertigen, dassFörderhöchstsätze im Einzelfall nur bei Vorliegen beson-
der Gebietsaustausch dem Geist dieser Leitlinie entspre-derer Struktureffekte ausgeschöpft werden können, ver-
che, wird nicht näher erläutert und von der Kommissionanlasst die Kommission zu der Schlussfolgerung, dass die
nicht geteilt.Fördergebietskarte den Kriterien in Randnummer 4.8 der

Leitlinien angemessen Rechnung trägt.

(74) In jedem Fall hat Deutschland seine Liste der Fördergebie-
te, die unter Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag(68) Außerdem stellt die Kommission fest, dass die
fallen, ohne die Methode des Fördergebietsaustausches zuFörderhöchstsätze im Vergleich zu der bisherigen deut-
verwenden, abgeändert. Dieser veränderte Vorschlag wirdschen Fördergebietskarte nicht angehoben wurden (vgl.
als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar angesehen.Staatliche Beihilfe N 613/96).

h) „Fördergebietsaustausch“ VII. SCHLUSSFOLGERUNGEN

Die Fördergebietskarte könnte nach Auffassung der Kom-(69) In Randnummer 3.10 der Leitlinien sind die wichtigsten
mission als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbarRahmenbedingungen vorgesehen, welche die Mitglied-
angesehen werden, wenn folgende Bedingungen erfülltstaaten bei der Auswahl der Gebiete beachten müssen,
werden:die als regionale Fördergebiete gemäß Artikel 87 Absatz 3

Buchstaben a) und c) EG-Vertrag vorgeschlagen werden.
Ein „Fördergebietsaustausch“ geht eindeutig über diese 1. Deutschland führt auf nationaler Ebene Maßnahmen
Rahmenbedingungen hinaus und führt dazu, dass auf ein, die ganz klar jene Gebiete, die unter Artikel 87
Umwegen ein neuer Indikator hereingenommen wird. Absatz 3 Buchstabe a) EG-Vertrag fallen, von jenen

Gebieten, die unter Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c)
EG-Vertrag fallen, abgrenzen und die klar feststellen,
dass nur diese Gebiete berechtigt sind, eine Regio-(70) Die Indikatoren und die Methodik sollen es den Mitglied-
nalförderung, im Sinne dieser Leitlinien zu erhalten.staaten ermöglichen, die Gebiete auszuwählen, die sich in

einer besonders schwierigen sozioökonomischen Lage
befinden und daher ein staatliches Eingreifen im Sinne 2. Die Beihilfeintensitäten für die Stadt Berlin werden
der Leitlinien erfordern. auf den Höchstsatz von 20 % NSÄ, zuzüglich eines

eventuelles Zuschlages von 10 % brutto für KMU,
begrenzt.

(71) Die Mitgliedstaaten können bei der Wahl der Methode
sowie der Indikatoren eigene Prioritäten setzen. Die 3. Die Kumulierungsmöglichkeiten werden auf die von
Kommission greift in diese Entscheidungen nicht ein, der Kommission genehmigten regionalen Förder-
noch ist sie befugt, das Ergebnis zu berichtigen, sofern höchstsätze begrenzt —
beide akzeptabel sind. Wenn auf Bundesebene die regio-
nalen Fördergebiete ausgewählt werden, sind die Länder
insoweit beteiligt, als sie an der Festlegung der Indikatoren HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:
und der Methodik mitwirken können.

Artikel 1
(72) Die verschiedenen Argumente, die zur Rechtfertigung

des Austausches von Regionen vorgebracht werden, so
beispielsweise, dass sich die „Zahl der Einwohner der Die Fördergebietskarte für den Zeitraum vom 1. Januar 2000

bis zum 31. Dezember 2003 in Bezug auf die Gebiete nachc-Fördergebiete dadurch nicht erhöht, weil die von diesem
Austauschprogramm betroffenen Gemeinden die natio- Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag ist vorbehaltlich

der in Artikel 2 genannten Bedingungen und Auflagen mitnale Bevölkerungshöchstgrenze einhalten“, dass „dieser
Austausch nur sehr kleine geographische Einheiten (Ge- dem Gemeinsamen Markt vereinbar.
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Artikel 2 Artikel 3

Deutschland teilt der Kommission innerhalb von zwei Monaten
nach der Bekanntgabe dieser Entscheidung die Maßnahmen
mit, die ergriffen wurden, um der Entscheidung nachzukom-

(1) Deutschland führt auf nationaler Ebene Maßnahmen men.
ein, die ganz klar jene Gebiete, die unter Artikel 87 Absatz 3
Buchstabe a) EG-Vertrag fallen, von jenen Gebieten, die unter

Artikel 4Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag fallen, abgrenzen
und die klar feststellen, dass nur diese Gebiete berechtigt sind, Diese Entscheidung ist an die Bundesrepublik Deutschlandeine Regionalförderung im Sinne dieser Leitlinien für staatliche gerichtet.Beihilfen mit regionaler Zielsetzung zu erhalten.

Brüssel, den 14. März 2000

Für die Kommission
(2) Die Beihilfehöchstintensitäten für die Stadt Berlin wer-

Mario MONTIden, auch im Kumulierungsfall, auf 20 % NSÄ begrenzt, wobei
für KMU ein Zuschlag von 10 % brutto gewährt werden kann. Mitglied der Kommission
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ANHANG

Liste der Fördergebiete bei einem Fördergebietsumfang nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag
von 17,73 % der Bevölkerung

EinwohnerArbeitsmarktregion (AMR)
(Stand: 31. Dezember 1997)AMR bestehend aus

Lfd. Nr. Land
Stadt/Landkreis(en) Kumuliert

Rang Name Kreis AMR
— in % —

1 Berlin Berlin Stadt Berlin sowie die
Brandenburger Gemein-
den des engeren Verflech-
tungsraumes Berlin 4 253 418

davon: Stadt Berlin 3 425 759

Insgesamt 3 425 759 4,18

Einwohner Fördergebiet: 3 425 759.

EinwohnerArbeitsmarktregion (AMR)
(Stand: 31. Dezember 1997)AMR bestehend aus

Lfd. Nr. Land
Stadt/Landkreis(en) Kumuliert

Rang Name Kreis AMR
— in % —

2 Schleswig- 14 Husum LK Nordfriesland 162 084
Holstein 18 Lübeck St. Lübeck 215 376

LK Ostholstein 199 229 414 605

22 Flensburg St. Flensburg 85 547

LK Schleswig-Flensburg 192 895 278 442

33 Heide LK Dithmarschen 135 773

Insgesamt 990 904 1,21

Einwohner Fördergebiet: 990 904.

EinwohnerArbeitsmarktregion (AMR)
(Stand: 31. Dezember 1997)AMR bestehend aus

Lfd. Nr. Land
Stadt/Landkreis(en) Kumuliert

Rang Name Kreis AMR
— in % —

3 Niedersach- 1 Wilhelmsha- St. Wilhelmshaven
sen ven 88 950

LK Friesland 99 419

LK Wittmund 56 057 244 426

2 Helmstedt LK Helmstedt 100 900

4 Uelzen LK Lüchow-Dannenberg 52 129

LK Uelzen 96 541 148 670

5 Leer LK Leer 157 051

6 Bremerhaven LK Cuxhaven 200 636

8 Osterode LK Osterode am Harz 87 531

9 Goslar LK Goslar 158 979
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EinwohnerArbeitsmarktregion (AMR)
(Stand: 31. Dezember 1997)AMR bestehend aus

Lfd. Nr. Land
Stadt/Landkreis(en) Kumuliert

Rang Name Kreis AMR
— in % —

10 Emden St. Emden 51 546

LK Aurich 182 991 234 537

12 Einbeck LK Northeim 152 988

15 Hameln LK Hameln-Pyrmont 163 723

16 Göttingen LK Göttingen 268 099

23 Cloppenburg LK Cloppenburg 144 526

26 Westerstede LK Ammerland 106 688

27 Celle LK Celle 180 269

31 Nordenham LK Wesermarsch 94 551

34 Holzminden LK Holzminden 83 008

37 Nordhorn LK Grafschaft-Bentheim 127 470

Insgesamt 2 654 052 3,23

Einwohner Fördergebiet: 2 654 052.

EinwohnerArbeitsmarktregion (AMR)
(Stand: 31. Dezember 1997)AMR bestehend aus

Lfd. Nr. Land
Stadt/Landkreis(en) Kumuliert

Rang Name Kreis AMR
— in % —

4 Bremen 6 Bremerhaven St. Bremerhaven 126 997

Insgesamt 126 997 0,15

Einwohner Fördergebiet: 126 997.

EinwohnerArbeitsmarktregion (AMR)
(Stand: 31. Dezember 1997)AMR bestehend aus

Lfd. Nr. Land
Stadt/Landkreis(en) Kumuliert

Rang Name Kreis AMR
— in % —

5 Nordrhein- 17 Hagen St. Hagen 209 027
Westfalen 24 Gelsen- St. Gelsenkirchen 286 432

kirchen St. Bottrop 121 565

St. Herne 177 863

Kreis Recklinghausen 662 309 1 248 169

28 Heinsberg Kreis Heinsberg 243 796

32 Duisburg St. Duisburg 529 062

St. Oberhausen 223 399

Kreis Wesel 469 980 1 222 441

40 Dortmund St. Dortmund 594 866

St. Hamm 181 194

Kreis Unna 427 067 1 203 127

Insgesamt 4 126 560 5,03

Einwohner Fördergebiet: 4 126 560.
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EinwohnerArbeitsmarktregion (AMR)
(Stand: 31. Dezember 1997)AMR bestehend aus

Lfd. Nr. Land
Stadt/Landkreis(en) Kumuliert

Rang Name Kreis AMR
— in % —

6 Hessen 7 Eschwege Werra-Meißner-Kreis 116 580

19 Hersfeld LK Hersfeld Rotenburg 132 618

35 Kassel St. Kassel 199 453

LK Kassel 244 192 443 645

38 Schwalm- Schwalm-Eder-Kreis 193 802
Eder

Insgesamt 886 645 1,08

Einwohner Fördergebiet: 886 645.

EinwohnerArbeitsmarktregion (AMR)
(Stand: 31. Dezember 1997)AMR bestehend aus

Lfd. Nr. Land
Stadt/Landkreis(en) Kumuliert

Rang Name Kreis AMR
— in % —

7 Rheinland- 3 Pirmasens St. Pirmasens 47 184
Pfalz St. Zweibrücken 35 885

LK Südwestpfalz 105 843 188 912

11 Idar- LK Birkenfeld 90 746
Oberstein

21 Kaiserslau- St. Kaiserslautern 101 315
tern Donnersbergkreis 77 279

LK Kaiserslautern 109 917

LK Kusel 79 611 368 122

Insgesamt 647 780 0,79

Einwohner Fördergebiet: 647 780.

EinwohnerArbeitsmarktregion (AMR)
(Stand: 31. Dezember 1997)AMR bestehend aus

Lfd. Nr. Land
Stadt/Landkreis(en) Kumuliert

Rang Name Kreis AMR
— in % —

8 Saarland 30 Merzig LK Merzig-Wadern 106 138

39 Saarbrücken Stadtverband Saarbrücken 355 865

LK Saarlouis 215 216

LK Neunkirchen 149 719 720 800

Insgesamt 826 938 1,01

Einwohner Fördergebiet: 826 938.
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EinwohnerArbeitsmarktregion (AMR)
(Stand: 31. Dezember 1997)AMR bestehend aus

Lfd. Nr. Land
Stadt/Landkreis(en) Kumuliert

Rang Name Kreis AMR
— in % —

9 Bayern 13 Freyung LK Freyung-Grafenau 82 080

20 Marktredwitz LK Wunsiedel 88 378

LK Tirschenreuth 80 544 168 922

25 Hof St. Hof 51 781

LK Hof 110 340 162 121

29 Regen- LK Regen 82 573
Zwiesel

36 Cham LK Cham 130 325

41 Passau St. Passau 50 468

LK Passau 183 973 234 441

Insgesamt 860 462 1,05

Einwohner Fördergebiet: 860 462.


